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A. Zielsetzung 

Berücksichtigung der die Leistungsfähigkeit eines beschränkt 
Einkommensteuerpflichtigen mindernden persönlichen Verhält-
nisse bei der Steuerfestsetzung, wenn der beschränkt Steuerpflich-
tige ausschließlich oder fast ausschließlich nur im Inland steuer-
bare Einkünfte erzielt. 

B. Lösung 

Einführung einer der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht 
weitgehend angenäherten Sonderform der beschränkten Einkom-
mensteuerpflicht. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den 
Rechnungsjahren 1994 bis 1997 die nachstehenden finanziellen 
Auswirkungen: 
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Steuermindereinnahmen 
— in Mio. DM — 

1994 1995 1996 1997 

Bund 	  39 43 43 43 

Länder 	  39 42 42 42 

Gemeinden 	 14 15 15 15 

insgesamt 	 92 100 100 100 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (43) — 522 00 — Ste 196/93 
Bonn, den 21. Dezember 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur steuerlichen Entlastung von Grenzpendlern und anderen beschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen (Grenzpendlergesetz) mit Begründung (An-
lage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 663. Sitzung am 26. November 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 er

-

sichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung von Grenzpendlern und 
anderen beschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen (Grenzpendlergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 I S. 808), zuletzt geändert durch Arti-
kel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tig gelten auch natürliche Personen, die die Vor-
aussetzungen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 erfüllen 
sowie ihr nicht dauernd getrennt lebender Ehe-
gatte, wenn die Steuerpflichtigen allein oder 
zusammen mit ihrem Ehegatten im Ausland ein-
kommensteuerpflichtige Einnahmen von nicht 
mehr als 8 000 Deutsche Mark im Veranlagungs-
zeitraum beziehen. Satz 1 ist entsprechend anzu-
wenden bei Empfängern von Versorgungsbezügen 
im Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, soweit dafür 
nicht nach einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung das Besteuerungsrecht dem 
ausländischen Staat zusteht, in dem der Steuer-
pflichtige seinen Wohnsitz hat."  

2. § 32 b Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Hat ein unbeschränkt Steuerpflichtiger oder 
ein beschränkt Steuerpflichtiger, auf den § 50 
Abs. 4 Anwendung findet, 

1. a) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Kurzar-
beitergeld, Schlechtwettergeld, Konkursaus-
fallgeld, Übergangsgeld, Altersübergangs

-

geld, Unterhaltsgeld als Zuschuß, Überbrük-
kungsgeld, Eingliederungsgeld oder Kran-
kengeld nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 

b) Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Verletz-
tengeld, Übergangsgeld oder vergleichbare 
Lohnersatzleistungen nach der Reichsversi-
cherungsordnung, nach dem Fünften oder 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch, dem Ge-
setz über die Krankenversicherung der 
Landwirte, dem Zweiten Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte, dem 
Angestelltenversicherungsgesetz oder dem 
Reichsknappschaftsgesetz, 

c) Mutterschaftsgeld, Zuschuß zum Mutter-
schaftsgeld, die Sonderunterstützung nach 
dem Mutterschutzgesetz sowie den Zuschuß 
nach § 4 a der Mutterschutzverordnung oder 
einer entsprechenden Landesregelung, 

d) Arbeitslosenbeihilfe oder Arbeitslosenhilfe 
nach dem Soldatenversorgungsgesetz, 

e) Entschädigungen für Verdienstausfall nach 
dem Bundes-Seuchengesetz, 

f) Versorgungskrankengeld oder Übergangs-
geld nach dem Bundesversorgungsgesetz, 

g) Aufstockungsbeträge nach dem Altersteil-
zeitgesetz, 

h) Verdienstausfallentschädigung nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz, 

i) Vorruhestandsgeld nach der Verordnung 
über die Gewährung von Vorruhestandsgeld 
vom 8. Februar 1990 (GBl. I Nr. 7 S. 42), die 
nach Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet E 
Abschnitt III Nr. 5 des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 in Verbindung mit 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1209) mit Ände-
rungen und Maßgaben fortgilt, 

oder 

2. ausländische Einkünfte, die nach einem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung steuerfrei sind, oder Einkünfte, die nach 
einem sonstigen zwischenstaatlichen Überein-
kommen unter dem Vorbehalt der Einbezie-
hung bei der Berechnung der Einkommensteuer 
steuerfrei sind oder nicht der deutschen Ein-
kommensteuer unterliegende Einkünfte im 
Sinne des § 50 Abs. 4, wenn deren Summe 
positiv ist, 

bezogen, so ist auf das nach § 32 a Abs. 1 zu 
versteuernde Einkommen ein besonderer Steuer-
satz anzuwenden." 

3. § 39 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) In die nach Absatz 1 zu erteilende 
Bescheinigung trägt das Finanzamt auf Antrag 
des Arbeitnehmers folgendes ein: 

1. bei Anwendung des § 50 Abs. 1 Satz 6 

a) Werbungskosten, die bei den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit anfallen 
(§ 9), soweit sie den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag (§ 9 a Satz 1 Nr. 1) überstei-
gen, 

b) Sonderausgaben im Sinne des § 10 Abs. 1 
Nr. 5 und des § 10 b, soweit sie den Son-
derausgaben-Pauschbetrag (§ 10 c Abs. 1) 
übersteigen, 
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2. bei voraussichtlicher Anwendung des § 50 
Abs. 4 für jeden Kinderfreibetrag von 
2 052 Deutsche Mark den Zähler 0,5 und für 
jeden Kinderfreibetrag von 4 104 Deutsche 
Mark den Zähler 1 und als vom Arbeitslohn 
abzuziehenden Freibetrag die Summe der 
folgenden Beträge: 

a) Werbungskosten, die bei den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit anfallen 
(§ 9), soweit sie den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag (§ 9 a Satz 1 Nr. 1) überstei-
gen, 

b) Sonderausgaben im Sinne des § 10 Abs. 1 
Nr. 1, 1 a, 4 bis 9 und des § 10 b, soweit sie 
den Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10 c 
Abs. 1) übersteigen, 

c) die nach § 32 Abs. 6 Satz 4 ermäßigten 
Kinderfreibeträge, 

d) die Beträge, die nach den §§ 33, 33 a, 33 b 
und 33 c als außergewöhnliche Belastung 
zu gewähren sind und 

e) abweichend von Absatz 1 Satz 1 die 
Steuerklasse III, wenn die Voraussetzun-
gen des § 38 b Satz 2 Nr. 3 Buchstabe b 
vorliegen. 

Der Antrag kann nur nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck bis zum Ablauf des Kalender-
jahrs gestellt werden, für das die Bescheinigung 
gilt. Das Finanzamt hat die Summe der einge-
tragenen Beträge durch Aufteilung in Monats-
freibeträge, erforderlichenfalls Wochen- und 
Tagesfreibeträge, jeweils auf die voraussichtli-
che Dauer des Dienstverhältnisses im Kalender-
jahr gleichmäßig zu verteilen. § 39 a Abs. 4 
und 5 ist sinngemäß anzuwenden." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf Verlangen des beschränkt einkommen-
steuerpflichtigen Arbeitnehmers hat der Arbeit-
geber bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
oder am Ende des Kalenderjahrs eine Lohn-
steuerbescheinigung nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck zu erteilen; dabei sind die 
Vorschriften des § 41 b Abs. 1 Satz 2 bis 7 und 
Abs. 2 sinngemäß anzuwenden." 

4. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Beschränkt Steuerpflichtige dürfen Be-
triebsausgaben (§ 4 Abs. 4 bis 8) oder Wer-
bungskosten (§ 9) nur insoweit abziehen, als sie 
mit inländischen Einkünften in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. § 10 Abs. 1 Nr. 5 ist 
anzuwenden. § 10 d ist nur anzuwenden, wenn 
Verluste in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit inländischen Einkünften stehen und sich aus 
Unterlagen ergeben, die im Inland aufbewahrt 
werden. § 34 ist nur insoweit anzuwenden, als er 
sich auf Gewinne aus der Veräußerung eines 
land- und forstwirtschaftlichen Bet riebs (§ 14), 
eines Gewerbebetriebs (§ 16), einer wesentli-
chen Beteiligung (§ 17) oder auf Veräußerungs-

gewinne im Sinne des § 18 Abs. 3 bezieht. Die 
übrigen Vorschriften der §§ 10 und 34 und die 
§§ 9 a, 10 c, 16 Abs. 4 Satz 3, § 20 Abs. 4, 
§§ 24 a, 32, 32 a Abs. 6, §§ 32 d, 33, 33 a, 33 b 
und 33 c sind nicht anzuwenden. Abweichend 
von Satz 5 sind bei beschränkt steuerpflichtigen 
Arbeitnehmern, die Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 4 
beziehen, § 9 a Satz 1 Nr. 1, § 10 c Abs. 1 mit der 
Möglichkeit, die tatsächlichen Aufwendungen 
im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 5 und des § 10 b 
nachzuweisen sowie § 10 c Abs. 2 und 3 ohne 
Möglichkeit, die tatsächlichen Aufwendungen 
nachzuweisen, anzuwenden. Die Jahres- und 
Monatsbeträge der Pauschalen nach § 9 a Satz 1 
Nr. 1 und § 10 c Abs. 1 bis 3 ermäßigen sich 
zeitanteilig, wenn Einkünfte im Sinne des § 49 
Abs. 1 Nr. 4 nicht während eines vollen Kalen-
derjahrs oder Kalendermonats zugeflossen 
sind. " 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 1 Satz 6 und des 
Absatzes 4 ist der Sonderfreibetrag nach Satz 1 
nicht abzuziehen und Satz 2 nicht anzuwen-
den. " 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ (4) Bei beschränkt Steuerpflichtigen, deren 
Summe der Einkünfte im Kalenderjahr minde-
stens zu 90 vom Hundert der deutschen Einkom-
mensteuer unterliegt, sind auf Antrag abwei-
chend von Absatz 1 Satz 5 die dort genannten 
Vorschriften anzuwenden, soweit die Voraus-
setzungen für deren Anwendung erfüllt sind. 
Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn die nicht der 
deutschen Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte nicht mehr als 12 000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr betragen. Der Betrag nach 
Satz 2 ist zu kürzen, soweit es nach den Verhält-
nissen im Wohnsitzstaat des beschränkt Steuer-
pflichtigen notwendig und angemessen ist. Ein-
künfte, die nach einem Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung nur der Höhe 
nach beschränkt besteuert werden dürfen, gel-
ten als nicht der deutschen Einkommensteuer 
unterliegend. Steht beiden beschränkt steuer-
pflichtigen Elternteilen für dasselbe Kind ein 
Kinderfreibetrag zu, ist § 32 Abs. 6 Satz 3 nicht 
anzuwenden. Dem beschränkt steuerpflichti-
gen Elternteil steht ein Kinderfreibetrag nicht 
zu, wenn der andere Elternteil unbeschränkt 
steuerpflichtig ist und einen Kinderfreibetrag 
nach § 32 Abs. 6 Satz 3 erhält. Absatz 1 Satz 7 ist 
nicht anzuwenden; Absatz 2 ist nur auf Ein-
künfte im Sinne des Satzes 4 anzuwenden. Ist 
der Antragsteller in einem Teil des Kalender-
jahrs unbeschränkt steuerpflichtig, gilt er für das 
Kalenderjahr abweichend von § 2 Abs. 7 insge-
samt als unbeschränkt steuerpflichtig." 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Die Einkommensteuer für Einkünfte, die 
dem Steuerabzug vom Arbeitslohn oder vom 
Kapitalertrag oder dem Steuerabzug auf Grund 
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des § 50 a unterliegen, gilt bei beschränkt 
Steuerpflichtigen durch den Steuerabzug als 
abgegolten. § 36 Abs. 2 Nr. 3 ist nicht anzuwen-
den. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 

1. die Einkünfte Betriebseinnahmen eines in-
ländischen Betriebs sind oder 

2. nachträglich festgestellt wird, daß die Vor-
aussetzungen der unbeschränkten Einkom-
mensteuerpflicht im Sinne des § 1 Abs. 2 
oder 3 nicht vorgelegen haben; § 39 Abs. 5 a 
ist sinngemäß anzuwenden oder 

3. a) Absatz 4 Anwendung findet. In diesem 
Fall wird der beschränkt Steuerpflichtige 
auf Antrag zur Einkommensteuer veran-
lagt; § 46 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 gilt sinn-
gemäß; 

b) eine Eintragung nach § 39 d Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 vorgenommen worden ist. In diesem 
Fall wird eine Veranlagung stets durchge-
führt. 

Einkünfte im Sinne des Absatzes 4 Satz 4 
werden nur im Rahmen des § 32 b berück-
sichtigt. " 

5. In § 52 wird nach Absatz 30 folgender Absatz 30 a 
eingefügt: 

„(30 a) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind 
die §§ 39 d und 50 erstmals auf den laufenden 
Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 
31. Dezember 1994 endenden Lohnzahlungszeit-
raum gezahlt wird und auf sonstige Bezüge, die 
nach dem 31. Dezember 1994 zufließen, sofern 
nicht beantragt wird, diese Vorschriften bereits auf 
den laufenden Arbeitslohn der in 1994 endenden 
Lohnzahlungszeiträume und auf in 1994 zuflie-
ßende sonstige Bezüge anzuwenden. § 50 Abs. 4 in 
Verbindung mit den dort genannten Vorschriften 
und mit § 32 b Abs. 1 ist auch für Veranlagungs-
zeiträume vor 1994 anzuwenden, soweit Steuerbe-
scheide noch nicht bestandskräftig sind Oder eine 
bestandskräftige Entscheidung über einen vor dem 
13. Oktober 1993 gestellten Antrag auf Billigkeits-
maßnahmen noch nicht vorliegt." 

Artikel 2 

Änderung des Ausführungsgesetzes 
Grenzgänger Niederlande 

Das Ausführungsgesetz Grenzgänger Niederlande 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
1986 (BGBl. I S. 321), geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297, 312), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

,,§ 2 

(1) Bei Arbeitnehmern mit Wohnsitz im König-
reich der Niederlande, deren Summe der Einkünfte 
im Kalenderjahr mindestens zu 90 vom Hundert der 
deutschen Einkommensteuer unterliegt, gilt für die 
Besteuerung bei in der Bundesrepublik Deutsch-

l and bezogenen Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit abweichend von § 50 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes folgendes: 

1. § 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 bis 7 und 9, § 10c Abs. 1, 
§§ 24a, 32 Abs. 1 bis 6 und § 32d des Einkom-
mensteuergesetzes sind anzuwenden. § 10 
Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 des Einkommensteuergeset-
zes ist auch anzuwenden, wenn der nicht dau-
ernd getrennt lebende Ehegatte, für den dem 
Arbeitnehmer Aufwendungen für eine Berufs-
ausbildung oder Weiterbildung erwachsen, sei-
nen Wohnsitz im Königreich der Niederlande 
hat. 

2. Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
nach § 5 können die tatsächlichen Vorsorgeauf-
wendungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes, die der Arbeit-
nehmer und sein nicht dauernd getrennt leben-
der Ehegatte geleistet haben, nach Maßgabe 
der übrigen hierfür nach § 10 des Einkommen-
steuergesetzes geltenden Vorschriften als Son-
derausgaben abgezogen werden. 

3. unbesetzt 

4. Die §§ 33, 33a sowie 33b Abs. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes sind anzuwenden, 
und zwar auch dann, wenn die Voraussetzun-
gen in der Person des nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten des Arbeitnehmers gege-
ben sind und der Ehegatte den Wohnsitz im 
Königreich der Niederlande hat. 

5. § 50 Abs. 1 Satz 7 des Einkommensteuergesetzes 
ist in den Fällen des § 5 nicht anzuwenden. 

6. § 50 Abs. 4 Satz 5, 6 und 8 des Einkommen-
steuergesetzes ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Bei Ehegatten, 

1. die nicht dauernd getrennt leben und bei denen 
diese Voraussetzung zu Beginn des Kalender-
jahrs vorgelegen hat oder im Laufe des Kalen-
derjahres eingetreten ist und 

2. von denen wenigstens einer Arbeitnehmer ist, 

ist für die Anwendung des Absatzes 1 Vorausset-
zung, daß die Summe der Einkünfte beider Ehegat-
ten mindestens zu 90 vom Hundert in der Bundes-
republik Deutschland der Einkommensteuer unter-
liegt. § 10 Abs. 3, § 10 c Abs. 4, § 32 Abs. 6 Satz 2 und 
§ 32a Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Beantragt ein Steuerpflichtiger, der die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 oder 2 erfüllt, die 
Anwendung des § 50 Abs. 4 des Einkommensteuer-
gesetzes, findet dieses Gesetz keine Anwen-
dung.  

2. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

,,§ 3 

Bei Arbeitnehmern, die die Voraussetzungen des 
§ 2 erfüllen, sind auf Antrag in der Bescheinigung 
nach § 39d des Einkommensteuergesetzes auch 
die Beträge einzutragen, die nach § 32 Abs. 1 bis 6, 
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den §§ 33, 33a und 33b Abs. 1 bis 3 des Einkom-
mensteuergesetzes zu berücksichtigen sind; § 39 d 
Abs. 2 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes ist 
insoweit sinngemäß anzuwenden. § 39a Abs. 2 
Satz 4 und Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes ist 
sinngemäß anzuwenden." 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 

Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen des § 2 
erfüllen, können hinsichtlich ihrer Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit eine Veranlagung zur 
Einkommensteuer beantragen. § 46 Abs. 2 Nr. 8 
Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes ist 
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß vor 
Ablauf des Kalenderjahrs die Veranlagung nur 
durchgeführt werden kann, wenn der Arbeitneh-
mer oder im Fall  der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten beide Ehegatten verstorben sind. § 32 b 
des Einkommensteuergesetzes ist sinngemäß mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß auch andere in der 
Bundesrepublik Deutschl and bezogene Einkünfte 
als solche aus nichtselbständiger Arbeit und nicht 
der deutschen Einkommensteuer unterliegende 
Einkünfte des Arbeitnehmers, im Fall der Zusam-
menveranlagung auch solche des Ehegatten, in 
Absatz 1 Nr. 2 der Vorschrift einzubeziehen 
sind. " 

4. § 6 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Veranlagung zur Einkommensteuer 
nach § 5 ist das Betriebsstättenfinanzamt, bei 
mehreren Betriebsstättenfinanzämtern das Be-
triebsstättenfinanzamt, in dessen Bezirk der 
Arbeitnehmer zuletzt beschäftigt war, zustän-
dig." 

5. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 7 

Bei einem verheirateten Arbeitnehmer mit 
Wohnsitz im Königreich der Niederlande, der 

1. in der Bundesrepublik Deutschl and unbe

-

schränkt einkommensteuerpflichtig ist und 

2. mit seinem Ehegatten die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 2 erfüllt, 

sind auch § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 2 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 
und 6, Abs. 2 und 3 sowie §§ 4, 5 Satz 2 dieses 
Gesetzes anzuwenden. § 33b Abs. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes ist auch anzuwenden, 
wenn die Voraussetzungen in der Person des 
Ehegatten gegeben sind und der Ehegatte den 
Wohnsitz im Königreich der Niederlande hat. § 46 
des Einkommensteuergesetzes ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß die von dem beschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Ehegatten in der 
Bundesrepublik Deutschl and bezogenen Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit und die davon 
einbehaltene Lohnsteuer einzubeziehen sind. Ab-
weichend von § 39 Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes ist für die Eintragung der Steuerklassen III 
und IV das Finanzamt zuständig." 

6. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 8 

Dieses Gesetz ist erstmals für das Kalenderjahr 
1994 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits-
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß das Gesetz 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwen-
den ist, der für einen nach dem 31. Dezember 1993 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 
und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezem-
ber 1993 zufließen." 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung vom 
6. Dezember 1985 anläßlich der Verabschiedung des 
Steuerbereinigungsgesetzes 1986 u. a. folgende Ent-
schließung gefaßt (Drucksache 10/4498, S. 5, Num-
mer 2 b): 

„Unter beschränkt einkommensteuerpflichtigen Ar-
beitnehmern innerhalb und außerhalb des öffentli-
chen Dienstes ist infolge der Rechtsänderungen der 
letzten Zeit, vor allem wegen des Steuersenkungsge-
setzes 1986/1988, das für zahlreiche Grenzgänger den 
Wegfall der Kinderfreibeträge und damit auch des 
Haushaltsfreibetrags nach sich zog, Unruhe entstan-
den. Die Forderung nach familiengerechter Besteue-
rung verstärkt sich, soweit im Einzelfall die Bundesre-
publik Deutschland die Einkünfte der Arbeitnehmer 
ausschließlich besteue rt. Der Deutsche Bundestag 
hält diese Forderung für gerechtfertigt und bittet die 
Bundesregierung, möglichst bald einen Gesetzent-
wurf zur Neuordnung der Besteuerung beschränkt 
einkommensteuerpflichtiger Grenzgänger vorzule-
gen, der eine familiengerechte Besteuerung dieser 
Personengruppe im größtmöglichen Umfang vorsieht. 
Er bittet die Bundesregierung, im Vorgriff auf diese 
gesetzliche Regelung in der Übergangszeit im Ver-
waltungswege Härten zu vermeiden." 

Im Zusammenhang mit dieser Entschließung hat der 
Finanzausschuß des Deutschen Bundestages in seiner 
Sitzung am 4. Dezember 1985 den Bundesminister der 
Finanzen ersucht, 

„eine Übersicht der be troffenen Fallgruppen und 
ihrer Behandlung von Grenzgänger- und Grenzbe-
wohnerproblemen" 

zu erstellen und ihre einkommensteuerrechtliche/ 
lohnsteuerrechtliche Behandlung zu erläutern. 

Der Bericht des Bundesministers der Finanzen vom 
13. Februar 1990 über die Behandlung der verschie-
denen Gruppen von Grenzgängern und anderen 
Grenzlandbewohnern bei der Einkommensteuer/ 
Lohnsteuer (Grenzgängerbericht) enthält neben einer 
umfassenden Bestandsaufnahme der vielschichtigen 
und komplexen Grenzgängerproblematik Hinweise 
auf verschiedene Lösungsmöglichkeiten. Der Finanz-
ausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 9. Mai 1990 die Bundesregierung auf der 
Grundlage der genannten Entschließung des Deut-
schen Bundestages gebeten, „in Konsequenz des 
Grenzgängerberichtes Regelungen zur Besteuerung 
der Grenzgänger auf der Grundlage des sog. Tätig-
keitsstaatsprinzips zu treffen, die in den Auswirkun-
gen den entsprechenden einschlägigen Regelungen 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes gleichkom-
men" . 

Mit dem vorliegendem Gesetzentwurf löst die Bun-
desregierung ihre Zusage ein, auf der Grundlage des 
Tätigkeitsstaatsprinzips einen Gesetzentwurf zur 
Neuordnung der Grenzgängerbesteuerung zu erar-
beiten, der der persönlichen und familiären Situa tion 
der Grenzgänger in verstärktem Maße Rechnung 
trägt. Der Entwurf berücksichtigt zugleich die neuere 
Entwicklung der höchstrichterlichen Finanzrecht-
sprechung. Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil 
vom 20. April 1988 (BStBl 1990 II S. 701) einem 
beschränkt Steuerpflichtigen mit ausschließlich oder 
fast ausschließlich nur im Inl and steuerbaren Einkünf-
ten einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf 
Steuererlaß zugestanden, soweit die Steuer darauf 
beruht, daß die seine Leistungsfähigkeit mindernden 
persönlichen Verhältnisse bei der Steuerfestsetzung 
nicht berücksichtigt worden sind. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und -klarheit hält die Bundesregie-
rung eine gesetzliche Regelung für angezeigt, die den 
vom Bundesfinanzhof vorgeschlagenen (teilweisen) 
Steuererlaß aus sachlichen Billigkeitsgründen im 
Rahmen eines gesonderten Erlaßverfahrens ersetzt; 
unberührt bleibt die Möglichkeit von Billigkeitsmaß-
nahmen z. B. bei einer außergewöhnlichen persönli-
chen Notlage. Der Entwurf gibt zugleich die Auffa s

-

sung  der Bundesregierung zu der in dem Vorabent-
scheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs vom 
14. April 1993, Az. I R 29/92, gestellten Frage nach 
einer mit dem EWG-Vertrag konformen Ausgestal-
tung der Besteuerung beschränkt Steuerpflichtiger 
wieder. 

1. Konzeption der Neuregelung 

In seiner Kernregelung sieht der Entwurf die Einfüh-
rung einer der unbeschränkten Einkommensteuer-
pflicht weitgehend angenäherten Sonderform der 
beschränkten Einkommensteuerpflicht vor: 

Erzielt ein beschränkt Steuerpflichtiger — fast — seine 
gesamten Jahreseinkünfte im Inl and (ausländische 
Einkünfte bis 10 % der gesamten Einkünfte und bis 
12 000 DM sind unschädlich; im folgenden wird diese 
Personengruppe vereinfacht als „Grenzpendler" be-
zeichnet), erhält er die Möglichkeit, auf Antrag im 
Rahmen einer Einzelveranlagung (und durch Herab-
setzung der Vorauszahlungen, bei Arbeitnehmern 
durch Eintragung von Freibeträgen in die Bescheini-
gung nach § 39d EStG) personen- und familienbezo-
gene einkommensmindernde Abzüge weitgehend 
wie ein unbeschränkt Steuerpflichtiger, dessen Ehe-
partner, Kinder und sonstige Angehörige im Ausland 
leben (im folgenden „Gastarbeiter"), geltend zu 
machen (§ 50 Abs. 4 — neu — EStG). Dies bedeutet 
insbesondere Abzug von Unterhaltsaufwendungen 
für den Ehegatten nach § 33 a Abs. 1 EStG (kein 
Splitting, aber Berücksichtigung von Unterhaltsauf-
wendungen u. a.); für Kinder Abzug des Kinderfreibe- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6476 

traps nach § 32 Abs. 6 EStG in der Fassung des 
Regierungsentwurfs eines Mißbrauchsbekämpfungs-  
und Steuerbereinigungsgesetzes (StMBG). Ggf. ein-
behaltene Steuerabzüge vom Lohn, Kapitalertrag 
oder gemäß § 50a Abs. 4 EStG werden auf die 
Einkommensteuer angerechnet, soweit der Bundes-
republik Deutschland für diese Einkünfte das aus-
schließliche Besteuerungsrecht zusteht. 

Die vorgeschlagene Abgrenzung des begünstigten 
Personenkreises beruht auf folgenden Gründen: 

— Keine Beschränkung auf EG-Mitglieder 

Mit dem Pendlergesetz soll eine weithin als zu 
hoch empfundene Besteuerung von beschränkt 
Steuerpflichtigen, die ihr Einkommen im wesentli-
chen aus dem Inland beziehen, abgesenkt werden, 
so daß eine Beschränkung auf Angehörige anderer 
EG-Mitgliedstaaten nicht sachgerecht wäre. 

— Grundsätzlich alle beschränkt Steuerpflichtigen 

Die Einräumung personen- und familienbezoge-
ner Abzüge für beschränkt Steuerpflichtige davon 
abhängig zu machen, ob der beschränkt Steuer-
pflichtige während des ganzen Jahres und täglich 
pendelt oder in einer bestimmten Grenzzone 
wohnt, wäre rechtlich nicht überzeugend. Bei-
spielsweise kann ein Grenzpendler, der während 
des Jahres arbeitslos wird und nur noch steuerfreie 
Bezüge erhält, von der Berücksichtigung seiner 
Unterhaltspflichten nicht ausgeschlossen wer-
den. 

— Nur Personen, die (fast) ihr gesamtes Einkommen 
im Inland erzielen 

Nach international anerkannten Grundsätzen hat 
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für das 
gesamte Welteinkommen eines Steuerpflichtigen. 
Es ist daher auch grundsätzlich Aufgabe des 
Wohnsitzstaates, die personen- und familienbezo-
genen Abzüge einzuräumen. Ist im Wohnsitzstaat 
jedoch nicht genügend steuerpflichtige Einkunfts-
masse vorhanden, von der diese Abzüge vorge-
nommen werden können, ist es das Ziel der gesetz-
lichen Neuregelung, diese im Tätigkeitsstaat zu 
ermöglichen. 

Personen- oder familienbezogene Abzüge sollen 
daher — in Anlehnung an das Ausführungsgesetz 
Grenzgänger Niederlande (AGGrenzG NL) — nur 
dann eingeräumt werden, wenn die im Inl and 
erzielten Einkünfte mindestens 90 % der Summe 
der Einkünfte des Steuerpflichtigen betragen. Die 
Einkünfte des Ehegatten sind — anders als beim 
AGGrenzG NL — nicht in die 90 %-Grenze mit 
einzubeziehen, da wie bei einem Gastarbeiter-
eine Einzelveranlagung durchgeführt werden 
soll . 

Die 90 %-Grenze führt allerdings bei niedrigen 
Einkommen dazu, daß der Wohnsitzstaat keine 
Entlastungen gewährt, obwohl das dort erzielte 
Einkommen über 10 % beträgt. Daher wird die 
Koppelung der 90 %-Grenze mit einer festen Min-
destgrenze in Höhe von 12 000 DM mit Kürzung 
nach den Verhältnissen des Wohnsitzstaats vorge

-

schlagen (ausländische Einkünfte bis 10 % und bis 
12 000 DM sind unschädlich). 

— Alle Einkunftsarten 

Wegen des Gleichheitssatzes ist es erforderlich, 
alle Einkunftsarten einzubeziehen, soweit der 
Bundesrepublik Deutschland das ausschließliche 
Besteuerungsrecht zusteht (im Einzelfall einbehal-
tene Steuerabzüge sind bei der Veranlagung anzu-
rechnen). 

Kein Ehegattensplitting 

Der Entwurf sieht keine Anwendung der Vorschriften 
über die Ehegattenbesteuerung einschließlich über 
das Splitting-Verfahren (§§ 26 ff., 32a Abs. 5 EStG) für 
Grenzpendler vor. Eine dahin gehende Besserstellung 
von Pendlern gegenüber Gastarbeitern stieße auf 
rechtliche Bedenken. Wenn der Grundsatz der 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit eine Be-
rücksichtigung familien- und personenbezogener 
Umstände im Ausland verlangt, dann gilt dies in erster 
Linie für unbeschränkt Steuerpflichtige (insbesondere 
Gastarbeiter) und erst in zweiter Linie für beschränkt 
Steuerpflichtige, bei denen nicht an die volle, vom 
Gesamteinkommen abhängige Leistungsfähigkeit 
angeknüpft wird. Daraus folgt, daß die Abzüge für 
Grenzpendler nicht über die aus den gleichen Grün-
den eingeräumten Abzüge für unbeschränkt steuer-
pflichtige Gastarbeiter hinausgehen dürfen. 

Auch EG-rechtlich dürfte eine Benachteiligung von 
Gastarbeitern gegenüber Grenzpendlern nicht zuläs-
sig sein, da beide sich auf das Diskriminierungsverbot 
und das Recht auf Freizügigkeit berufen können. 

Das Grenzpendlergesetz kann daher nur Regelungen 
treffen, die die steuerlichen Entlastungen der be-
schränkt Steuerpflichtigen an das Niveau der Ent-
lastungen für Gastarbeiter heranführen. 

Die Bundesregierung ist den Forderungen insbeson-
dere der EG-Kommission nach Anwendung des Ehe-
gattensplitting für Grenzgänger und Gastarbeiter in 
der Vergangenheit mit gewichtigen Argumenten ent-
gegengetreten; sie hält an dieser Linie fest: 

— Die politisch gewollte weitergehende steuerliche 
Entlastung für Grenzpendler sollte nicht durch 
Ausdehnung des Ehegattensplitting auf sie herbei-
geführt werden, weil ein Sachverhalt, auf den das 
Splitting-Verfahren sinnvoll angewendet werden 
könnte, nicht vorliegt. 

Kernpunkt der Vorstellungen, die der Besteuerung 
nach dem Splitting-Verfahren zugrunde liegen, ist 
die Zurechnung des aus den Einkünften der Ehe-
gatten ermittelten gemeinsamen Einkommens je 
zur Hälfte, ohne Rücksicht darauf, wie sich die 
Einkünfte tatsächlich auf die Ehegatten verteilen. 
Die Ehegatten werden dementsprechend so 
besteuert, als ob jeder von ihnen die Hälfte des 
gemeinsamen Einkommens als Alleinstehender zu 
versteuern hätte. 

— Eine sachgerechte Anwendung des Splitting-Ver-
fahrens hängt demnach davon ab, ob das gemein- 
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same Einkommen aus allen Einkünften der Ehe-
gatten ermittelt werden kann. Die Möglichkeit 
dazu stellt nach geltendem Recht die Vorausset-
zung der unbeschränkten Steuerpflicht (§ 26 Abs. 1 
i. V. m. § 26 b und § 32 a Abs. 5 EStG) sicher. Da die 
Einbeziehung der im Ausland erzielten Einkünfte 
eines nicht im Inland ansässigen Ehepartners in die 
Einkommensermittlung bei beschränkt Steuer-
pflichtigen nicht zulässig ist, besteht keine Grund-
lage für eine sinnvolle Anwendung des Splitting-
Verfahrens. Ehegatten, von denen mindestens 
einer im Ausland lebt, würden in der Regel besser

-

gestellt als Ehegatten, die beide ihren Wohnsitz im 
Inland haben. 

— Die Bedenken entfallen nicht deshalb, weil das 
Splitting-Verfahren nur Anwendung fände, wenn 
höchstens 10 % der Summe der Einkünfte beider 
Ehegatten im Ausland bezogen werden und deren 
absoluter Wert 12 000 DM nicht übersteigt. Denn 
selbst in diesen Fällen ergäbe sich eine Besserstel-
lung der Grenzpendlerehegatten gegenüber im 
Inland lebenden Ehegatten; während inländische 
Einkünfte des Ehegatten des Steuerpflichtigen 
steuerlich grundsätzlich in jeder Höhe, evtl. soweit 
sie 800 DM übersteigen, zu erfassen sind, würden 
ausländische Einkünfte weiterhin nur zur Steuer 
herangezogen, soweit sie die (dortige) Steuerfrei

-

grenze überschreiten; diese Unterschiedlichkeit 
ließe sich durch den Nachweis fehlender ausländi-
scher Einkünfte nicht vermeiden, weil dazu 
zwangsläufig auch die Fälle gerechnet würden, in 
denen Einkünfte unterhalb der Steuerfreigrenze 
vorliegen. 

— Hinzu kommt, daß bei Anwendung des Splitting-
Verfahrens für den Ehegatten des Grenzpendlers 
ein zweiter Grundfreibetrag eingeräumt würde, 
und zwar in einer am inländischen Existenzmini-
mum orientierten Höhe. Das wäre aber nicht 
gerechtfertigt, wenn der Ehegatte in einem Land 
mit geringeren Lebenshaltungskosten wohnt, wie 
das z. B. bei Polen und der Tschechischen Republik 
der Fall ist. Dies gilt um so mehr angesichts des 
Umstands, daß in diesen Fä llen schon bisher von 
einer Kürzung des Grundfreibetrags des Grenz-
pendlers selbst abgesehen wird, die geringeren 
Lebenshaltungskosten also insoweit unberück-
sichtigt bleiben. 

Durch die Neuregelung werden hauptsächlich Perso-
nen mit Wohnsitz in den Nachbarstaaten Deutsch-
lands steuerlich entlastet. Die Begünstigung von in 
anderen als in Nachbarstaaten ansässigen Personen 
dürfte selten vorkommen, ist aber durchaus möglich 
(z. B. Ruheständler in Mittelmeerländern). Der Perso-
nenkreis verringert sich aber ganz erheblich infolge 
der Grenzgängerregelungen für beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer in den Doppelbesteuerungs-
abkommen mit Belgien, Frankreich, Schweiz, Oster-
reich und Niederlande; die Doppelbesteuerungsab-
kommen mit Dänemark, Luxemburg, der Tschechi-
schen Republik und Polen enthalten keine Grenzgän-
gerregelungen. Die Neuregelung stimmt mit den 
international anerkannten Grundsätzen des OECD

-

Musterabkommens überein, daß der Tätigkeitsstaat 

ein Besteuerungsrecht hat. Sie soll rückwirkend für 
alle noch offenen Fälle Anwendung finden. 

Die Bundesregierung sieht in ihrem Vorschlag einer 
stark abgemilderten Besteuerung im Tätigkeitsstaat 
auch eine Weichenstellung für künftige Revisionen 
der Grenzgängerregelungen in Doppelbesteuerungs-
abkommen und für eventuelle Harmonisierungsbe-
strebungen auf EG-Ebene. 

2. Preisauswirkungen 

Die steuerlichen Entlastungen für Grenzpendler erhö-
hen deren verfügbare Einkommen. Unmittelbare 
preisliche Auswirkungen sind davon nicht zu erwar-
ten, da diese Maßnahmen die verfügbaren Einkom-
men insgesamt und damit die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage nur geringfügig erhöhen werden, zumal 
die Betroffenen ihre erhöhten verfügbaren Einkom-
men voraussichtlich nur zum Teil im Inland verwen-
den werden. 

3. Kosten 

Das Grenzpendlergesetz führt im Entstehungsjahr zu 
Steuermindereinnahmen in Höhe von 100 Mio. DM 
(Bund: 43 Mio. DM). In den Rechnungsjahren 1994 bis 
1997 ergeben sich folgende Steuermindereinnah-
men: 

1994 rd. 92 Mio. DM (Bund: rd. 
39 Mio. DM) 

1995 bis 1997 jeweils rd. 100 Mio. DM (Bund: rd. 
43 Mio. DM) 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 3 EStG) 

Durch den geänderten Satz 1 werden zum einen auch 
diejenigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
ohne diplomatischen oder konsularischen Status und 
ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland in die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht 
einbezogen, die nicht die deutsche Staatsangehörig-
keit besitzen. Zum anderen wird die sog. Härtegrenze 
von 5 000 auf 8 000 DM angehoben. Die Be troffenen 
werden künftig auch dann noch als unbeschränkt 
Einkommensteuerpflichtige behandelt, wenn sie im 
Ausland Einnahmen von bis zu 8 000 DM beziehen. 

Zu Nummer 2 (§ 32b Abs. 1 EStG) 

Der beschränkt Steuerpflichtige, auf den § 50 Abs. 4 
Anwendung findet (vgl. Nummer 4 Buchstabe c), wird 
weitgehend wie ein unbeschränkt Steuerpflichtiger 
behandelt. Dies bedeutet aber auch, daß seine inlän-
dischen steuerfreien Bezüge dem Progressionsvorbe-
halt unterliegen müssen. Außerdem ist es erforderlich, 
durch Anwendung des Progressionsvorbehalts auf die 
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Auslandseinkünfte eine Besserstellung gegenüber 
unbeschränkt Steuerpflichtigen zu vermeiden. Zur 
Verhinderung unangemessener Steuergestaltungen 
wird der Progressionsvorbehalt auf die positive 
Summe der Auslandseinkünfte beschränkt. 

Zu Nummer 3 (§ 39d EStG) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die die Rege-
lungen für beschränkt Steuerpflichtige nach § 50 
Abs. 1 und Abs. 4 für den Lohnsteuerabzug umset-
zen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Nach § 50 Abs. 5 Nr. 3 Buchstabe a werden beschränkt 
Steuerpflichtige im Sinne des § 50 Abs. 4 EStG auf 
Antrag zur Einkommensteuer veranlagt. Nach § 50 
Abs. 5 Nr. 3 Buchstabe b werden beschränkt Steuer-
pflichtige stets zur Einkommensteuer veranlagt, wenn 
ihnen ein Freibetrag gemäß § 39d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
eingetragen worden ist. Die Ergänzung des Absat-
zes 3 regelt deshalb, daß der Arbeitgeber beschränkt 
Steuerpflichtigen auf deren Verlangen eine Lohn-
steuerbescheinigung auszustellen hat. 

Zu Nummer 4 (§ 50 EStG) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Änderung des Klammerzitates in Satz 1 dient der 
Anpassung an den Regelungsumfang des § 4 EStG. 

Bei der Ergänzung des Satzes 5 handelt es sich um 
eine Folgeänderung zu der durch Artikel 19 des 
Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsolidie-
rungsprogramms eingeführten Entlastung bei niedri-
gen Erwerbseinkommen (jetziger § 32d EStG). 

Der neue Satz 6 tritt an die Stelle des bisherigen 
Absatzes 4. Diese Vorschrift sah bei beschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern die Anwendung 
einer Reihe von steuerlichen Entlastungsvorschriften 
(z. B. § 33a Abs. 1 EStG zur Berücksichtigung von 
Unterhaltsaufwendungen für Kinder im Sinne des § 32 
Abs. 1, 3 bis 5 EStG) vor, die nach Satz 5 bei beschränkt 
Steuerpflichtigen grundsätzlich nicht anwendbar 
sind. Der bisherige § 50 Abs. 4 beruhte auf der 
Vorstellung des Gesetzgebers, daß Arbeitnehmer 
typischerweise keine anderen Einkünfte als solche 
aus nichtselbständiger Arbeit haben. Da diese Typi-
sierung nunmehr — durch die Einführung der 90 %-
Grenze — im Gesetz konkretisiert wird, fände der 
bisherige § 50 Abs. 4 auch in Fällen Anwendung, in 
denen beachtliche Einkünfte im Wohnsitzstaat vorlie-
gen. Es müssen daher die personenbezogenen Entla-
stungen, die in diesen Fällen auch der Wohnsitzstaat 
gewähren kann, im Tätigkeitsstaat gestrichen wer-
den. Satz 6 sieht aber vor, daß für diese Personen-
gruppe (beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer, 
die nicht unter die Grenzpendlerregelung des Absat

-

zes 4 fallen) die Abzugsfähigkeit des Sonderausga-
ben-Pauschbetrags und der Vorsorgepauschale erhal-
ten bleibt. Die Abzugsfähigkeit der Vorsorgepau-
schale ist berechtigt, da das Arbeitsentgelt regelmäßig 
mit Sozialversicherungsbeträgen belastet ist. Die Vor-
sorgepauschale wird beibehalten, um die Erstellung 
besonderer Lohnsteuertabellen zu vermeiden. Außer-
dem wird aus Vereinfachungsgründen der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag beibehalten, da Werbungskosten 
im Zusammenhang mit beschränkt steuerpflichtigen 
Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit stets 
abzugsfähig sind. 

Der neue Satz 7 ist inhaltsgleich mit dem bisherigen 
Absatz 4 Satz 1 zweiter Halbsatz. Er bestimmt, daß die 
Jahres- und Monatsbeträge des Sonderausgaben-
Pauschbetrags, der Vorsorgepauschale und des 
Arbeitnehmer-Pauschbetrags zeitanteilig zu kürzen 
sind, wenn die Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit nicht während eines vollen Kalenderjahres 
oder Kalendermonats zugeflossen sind. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Mit dem neuen Satz 3, der die bisherige Regelung des 
Absatzes 4 Satz 2 ersetzt, wird die bisherige ungleiche 
Behandlung von beschränkt steuerpflichtigen Arbeit-
nehmern, die zur Einkommensteuer veranlagt wer-
den, und solchen, die nicht veranlagt werden, besei-
tigt. Der Sonderfreibetrag ist für Arbeitnehmer im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 6 unabhängig davon, ob 
eine Veranlagung durchgeführt wird, nicht zu gewäh-
ren. Auch der Mindeststeuersatz gemäß Satz 2 ist für 
diese Personengruppe nicht anzuwenden. Das gleiche 
gilt für die Personen, die unter den neuen Absatz 4 
fallen (vgl. Buchstabe c). 

Zu Buchstabe c (Absatz 4 — neu —) 

Die Vorschrift enthält die Umsetzung des Vorhabens, 
beschränkt Steuerpflichtige, die (fast) ihr gesamtes 
Einkommen im Inland erzielen, weitgehend wie 
unbeschränkt Steuerpflichtige zu behandeln. 

Die Sätze 1 bis 4 regeln zunächst den in Betracht 
kommenden Personenkreis. Es sollen solche be-
schränkt Steuerpflichtigen von der Regelung ausge-
schlossen werden, die für eine steuerliche Berücksich-
tigung ihrer personen- und familienbezogenen Um-
stände auf eine Entlastung durch ihren Wohnsitzstaat 
verwiesen werden können, weil diesem dort genü-
gend steuerpflichtige Einkunftsmasse zur Verfügung 
steht. Um die Handhabbarkeit der Regelung zu 
gewährleisten, ist hierbei eine einheitliche und pau-
schalierende Ausgestaltung erforderlich. Die Finanz-
verwaltung wäre überfordert, wenn sie unter Anwen-
dung des Steuerrechts des jeweiligen Wohnsitzstaats 
des beschränkt Steuerpflichtigen ermitteln müßte, ob 
im Einzelfall der Wohnsitzstaat die personen- und 
familienbezogenen Umstände angemessen berück-
sichtigt hat; bei der Berücksichtigung beispielsweise 
von Kindern müßten zusätzlich auch sonstige Trans-
ferleistungen (insbesondere Kindergeld) in die 
Betrachtung einbezogen werden. 
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Die Regelung schließt deshalb generell solche Perso-
nen aus, die mit zumindest 10 % ihrer Summe der 
Einkünfte im Kalenderjahr nicht der inländischen, 
sondern der Einkommensteuer ihres Wohnsitzstaats 
unterliegen. Zu den der inländischen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünften im Sinne dieser 
Vorschrift gehört nicht der gemäß . §§ 40 bis 40b 
pauschal besteuerte Arbeitslohn. Die nicht der deut-
schen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte 
sind nach deutschem Steuerrecht zu ermitteln (vgl. 
BFH-Urteil vom 12. November 1986, BStBl II 1987 
S. 256 zur insoweit gleichen Regelung in § 2 
AGGrenzG NL), so daß beispielsweise ein nach dem 
Steuerrecht des Wohnsitzstaates steuerpflichtiger 
Nutzungswert der eigenen Wohnung nicht zu berück-
sichtigen ist. Nicht alle im Inl and erzielten Einkünfte 
unterliegen der inländischen Einkommensteuer, auch 
wenn verfahrensmäßig und zur Sicherstellung der 
Besteuerung zunächst eine inländische Abzugsteuer 
erhoben wird. Zu den der deutschen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünften gehören daher 
keine Einkünfte, deren Besteuerungsrecht durch ein 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
dem Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen zugewiesen 
wird. Bei bestimmten Einkünften (insbesondere bei 
Dividenden und Lizenzen) sehen die Doppelbesteue-
rungsabkommen regelmäßig ein Recht des Quellen-
staats zur Einbehaltung eines der Höhe nach begrenz-
ten Steuerabzugs vor, den der Wohnsitzstaat bei der 
Ausübung seines Besteuerungsrechts anrechnet. Da 
nach der diesen Abkommensregelungen zugrunde-
liegenden Konzeption der Wohnsitzstaat das Besteue-
rungsrecht für diese Einkünfte im Kern behält, rech-
nen nach der Regelung in Satz 4 diese Einkünfte nicht 
zu den der deutschen Einkommensteuer unterliegen-
den Einkünften. 

Die so ermittelten nicht der deutschen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünfte können ohne Ände-
rung für den Progressionsvorbehalt nach § 32b EStG 
verwendet werden. Die 90 %-Grenze würde aller-
dings bei niedrigen Einkommen dazu führen, daß der 
Wohnsitzstaat keine Entlastungen gewährt, obwohl 
die dort  steuerpflichtigen Einkünfte über 10 % der 
Summe der Einkünfte betragen. Daher sieht Satz 2 
vor, daß auch für den Fall, daß die nicht der deutschen 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte im Ka-
lenderjahr über 10 % der Summe der Einkünfte lie-
gen, der beschränkt Steuerpflichtige entlastet werden 
kann, falls seine nicht der deutschen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 
12 000 DM betragen. Übersteigen die nicht der deut-
schen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte 
diesen Betrag, wird angenommen, daß die personen-  
und familienbezogenen Umstände des Steuerpflichti-
gen bei der Besteuerung dieser Einkünfte durch 
seinen Wohnsitzstaat berücksichtigt werden. Die 
Höhe des Betrags ist nicht vergleichbar mit dem in 
§ 32 d EStG festgelegten steuerlich zu verschonenden 
Existenzminimum, da letzteres sich nicht auf die Höhe 
der Einkünfte, sondern des zu versteuernden Einkom-
mens bezieht und ihm ein Katalog von steuerfreien 
und steuerlich abzugsfähigen Beträgen hinzuzurech-
nen ist. 

Satz 3 sieht vor, daß der Betrag von 12 000 DM (wie 
z. B. der Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG für 

Auslandskinder und der Höchstbetrag nach § 33 a 
Abs. 1 EStG für den Unterhalt von Personen im 
Ausland) nach den Verhältnissen des Wohnsitzstaats 
des Steuerpflichtigen entsprechend der ergangenen 
Ländergruppeneinteilung (BMF-Schreiben vom 
11. Dezember 1989 — BStBl I S. 463) gekürzt werden 
kann. 

Die Entlastung des Steuerpflichtigen erfolgt nicht von 
Amts wegen, sondern nur auf seinen Antrag hin. Der 
Steuerpflichtige wird Existenz und Höhe seiner nicht 
der deutschen Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte regelmäßig durch eine Bestätigung (ggf. 
Steuerbescheid) seiner ausländischen Wohnsitz-
finanzbehörde nachweisen; eine entsprechende ge-
setzliche Regelung ist aber so l ange nicht möglich, wie 
die hierzu erforderlichen Mitwirkungspflichten des 
Wohnsitzstaats nicht EG-rechtlich oder durch Doppel-
besteuerungsabkommen abgesichert sind. 

Übersteigen die nicht der deutschen Einkommen-
steuer unterliegenden Einkünfte des beschränkt 
Steuerpflichtigen nicht die in den Sätzen 1 bis 4 näher 
geregelten Grenzen, kann er nach Satz 1 beantragen, 
daß bei der Besteuerung seiner inländischen Ein-
künfte die steuerentlastenden Vorschriften, die 
ansonsten bei beschränkt Steuerpflichtigen nach § 50 
Abs. 1 Satz 5 EStG nicht anzuwenden sind, Anwen-
dung finden. Dies sind insbesondere die Regelungen 
des § 10 EStG über die Abzugsfähigkeit von Sonder-
ausgaben, des § 32 Abs. 1 bis 6 EStG über den 
Kinderfreibetrag, des § 32 d zur Entlastung bei niedri-
gen Erwerbseinkommen und der §§ 33, 33a bis 33 c 
EStG über außergewöhnliche Belastungen. Die 
Berücksichtigung der Unterhaltsaufwendungen für 
den Ehegatten des Steuerpflichtigen ist im Rahmen 
des § 33a Abs. 1 EStG möglich. 

Satz 1 enthält auch den klarstellenden Hinweis, daß 
die steuerentlastenden Vorschriften nur dann Anwen-
dung finden können, wenn deren tatbestandliche 
Voraussetzungen erfüllt sind. So sind insbesondere 
Regelungen, die an eine Zusammenveranlagung von 
Ehegatten zur Einkommensteuer besondere Rechts-
folgen anknüpfen (z. B. in den §§ 9 a, 10 Abs. 3, 10c 
Abs. 4, 20 Abs. 4), nicht anwendbar. 

Die Sätze 5 und 6 entsprechen den Sätzen 2 und 3 des 
Absatzes 4 in der Fassung des Regierungsentwurfs 
eines Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbereini-
gungsgesetzes. Es handelt sich um Folgeänderungen 
aufgrund der Erweiterung der Kinderfreibetragsrege-
lung nach § 32 Abs. 1 bis 6 EStG auf Auslandskin-
der. 

Satz 7 erster Halbsatz stellt sicher, daß bei der 
Besteuerung nach Absatz 4 im Rahmen der Veranla-
gung wie bei einem unbeschränkt Steuerpflichtigen 
die ungekürzten Jahrespauschalen gewährt werden. 
Der zweite Halbsatz des Satzes 7 regelt, daß Verluste 
und Gewinne aus den verschiedenen Einkunftsarten 
miteinander verrechnet und auch beim Verlustabzug 
berücksichtigt werden, soweit der Bundesrepublik 
Deutschland das ausschließliche Besteuerungsrecht 
zusteht. 

Mit Satz 8 soll verhindert werden, daß eine Person, die 
durch Verlegung des Wohnsitzes innerhalb eines 
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Kalenderjahrs sowohl unbeschränkt als auch be-
schränkt steuerpflichtig ist, die steuerlichen Entla-
stungsvorschriften doppelt in Anspruch nehmen 
kann. 

Zu Buchstabe d (§ 50 Abs. 5 EStG) 

Bei beschränkt steuerpflichtigen Einkünften, die dem 
Lohn- oder Kapitalertragsteuerabzug oder dem 
Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG unterliegen, gilt 
die Einkommensteuer grundsätzlich als abgegolten. 
Durch die neue Nummer 3 Buchstabe a des Satzes 3 
wird in Fällen, in denen beschränkt Steuerpflichtigen 
nach Maßgabe des Absatzes 4 auf Antrag personen-  
und familienbezogene Entlastungen gewährt werden, 
die Durchführung einer Einkommensteuer-Veranla-
gung ermöglicht. Der Antrag ist bis zum Ablauf des 
auf den Veranlagungszeitraum folgenden zweiten 
Kalenderjahrs (§ 46 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 EStG) durch 
Abgabe einer Einkommensteuererklärung nach Maß-
gabe des Absatzes 4 zu stellen. In der neuen Num-
mer 3 Buchstabe b des Satzes 3 wird eine Pflichtver-
anlagung zur Einkommensteuer vorgesehen, wenn 
der beschränkt Steuerpflichtige eine Lohnsteuer-
ermäßigung gemäß § 39 d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 beantragt 
hat. 

Der letzte Satz der Nummer 3 stellt klar, daß Ein-
künfte, die aufgrund eines Doppelbesteuerungsab-
kommens im Inland nur einem der Höhe nach 
begrenzten Steuerabzug unterliegen, nur im Rahmen 
des Progressionsvorbehaltes berücksichtigt werden 
können. 

Zu Nummer 5 (§ 52 EStG) 

Die Regelungen des Gesetzes sind grundsätzlich ab 
dem Veranlagungszeitraum 1994 anzuwenden (§ 52 
Abs. 1 EStG). 

Da das Gesetz voraussichtlich erst im Laufe des Jahres 
1994 in Kraft treten wird, regelt Satz 1 zur Vermeidung 
einer rückwirkenden Belastung von Arbeitnehmern, 
die zwar unter die Regelung des § 50 Abs. 4 EStG a. F., 
jedoch nicht unter die Regelung des § 50 Abs. 4 EStG 
n. F. fallen, daß die Regelung des § 50 Abs. 4 EStG a. F. 
noch für den Veranlagungszeitraum 1994 angewandt 
werden kann. 

Die rückwirkende Anwendung der neuen Grenz-
pendlerbesteuerung nach Satz 2 auf alle noch offenen 
Fälle (z. B. noch nicht bestandskräftige Einkommen-
steuerbescheide oder Lohnsteuer-Nachforderungsbe-
scheide) erfolgt im Hinblick auf die von der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs geäußerten Zweifel an 
der Vereinbarkeit der geltenden Gesetzeslage mit 
höherrangigem Recht und die im Hinblick auf den 
Beschluß des Bundesfinanzhofs vom 22. Januar 1992 
(BStBl II S. 618) ruhenden Verfahren. 

Zu Artikel 2 (Ausführungsgesetz Grenzgänger 
Niederlande) 

Zu Nummer 1 (§ 2 AGGrenzg NL) 

Die neue Regelung in Nummer 1 ist eine Folgeände-
rung aufgrund der Änderung des § 50 Abs. 1 und 4 
EStG durch Artikel 1, der Erweiterung der Kinderfrei-
betragsregelung nach § 32 Abs. 1 bis 6 auf Kinder, die 
nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind, 
durch das Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbe-
reinigungsgesetz sowie der Entlastung bei niedrigen 
Erwerbseinkommen (§ 32 d EStG) durch das Gesetz 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungspro-
gramms. Eine materielle Änderung ergibt sich ledig-
lich hinsichtlich des § 32 d EStG, dessen Anwendung 
auf den durch dieses Gesetz begünstigten Personen-
kreis sachgerecht ist. 

Die Streichung des Satzes 2 in Nummer 2 ist eine 
Folgeänderung aufgrund der Einbeziehung von Ver-
sicherungsunternehmen aus den EG-Mitgliedstaaten 
in § 10 Abs. 2 EStG durch das Mißbrauchsbekäm-
pfungs- und Steuerbereinigungsgesetz. 

Die Änderung der Zitate in den Nummern 4 und 5 ist 
eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der 
Änderung des § 50 Abs. 1 und 4 EStG durch Arti-
kel 1. 

Mit der Regelung in Nummer 6, nach der der Arbeit-
nehmer, der in einem Teil des Kalenderjahrs unbe-
schränkt steuerpflichtig ist, für das Kalenderjahr ins-
gesamt als unbeschränkt steuerpflichtig gilt, sollen 
— wie bei der Personengruppe, die unter die neue 
Grenzpendlerregelung fallen — ungerechtfertigte 
Steuervorteile durch den Wechsel zwischen unbe-
schränkter und beschränkter Steuerpflicht während 
des Kalenderjahrs verhindert werden. 

Die Ergänzung in Absatz 2 ist eine redaktionelle 
Folgeänderung aufgrund der Erweiterung der Kinder-
freibetragsregelung auf Kinder, die nicht unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig sind, durch das 
Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbereinigungs-
gesetz. 

Der neue Absatz 3 sieht ein Wahlrecht zwischen den 
Vergünstigungen dieses Gesetzes und der Grenz-
pendlerregelung des § 50 Abs. 4 EStG vor. Da die 
beiden Regelungen sich in ihren Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen unterscheiden (vor allem durch die 
Beschränkung auf Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit und die Anwendung des Splitting-Verfahrens 
bei Ehegatten in diesem Gesetz) und es von der Lage 
des Einzelfalls abhängt, welche Regelung günstiger 
ist, ist die Einräumung eines Wahlrechts geboten. 

Zu Nummer 2 (§ 3 AGGrenzg NL) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Erweiterung der Kinderfreibetragsrege-
lung auf Kinder, die nicht unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig sind, durch das Mißbrauchsbekäm-
pfungs- und Steuerbereinigungsgesetz. 
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Zu Nummer 3 (§ 5 AGGrenzg NL) 

Das geltende Recht sieht bereits die Anwendung des 
Progressionsvorbehaltes für Bezüge nach j 32 b Abs. 1 
Nr. 1 EStG vor. 

Der neue Satz 3 sieht eine Einbeziehung der Ein-
künfte, die nicht der deutschen Besteuerung im Rah-
men der Veranlagung unterliegen, in den Progres-
sionsvorbehalt vor. Damit soll — wie bei der neuen 
Grenzpendlerregelung — eine systembedingte Bes-
serstellung gegenüber unbeschränkt Steuerpflichti-
gen vermieden werden. 

Zu Nummer 4 (§ 6 Abs. 2 Satz 1 AGGrenzg NL) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung 
(Übernahme der geltenden Fassung der Regelung aus 
§ 8 in § 6 AGGrenzg NL). 

Zu Nummer 5 (§ 7 AGGrenzg NL) 

Bei der Änderung in Satz 1 handelt es sich um eine 
Folgeänderung aufgrund der Änderungen in § 2 
Abs. 2 Nr. 4 und 5 AGGrenzg NL (siehe Nummer 1). 
Bei der Änderung in Satz 2 handelt es sich um eine 
redaktionelle Änderung (Übernahme der geltenden 
Fassung der Regelung aus § 8 in § 7 AGGrenzg NL). 

Zu Nummer 6 (§ 8 AGGrenzg NL) 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Anwendungs-
regelung. Das Gesetz soll — wie das Grenzpendlerge-
setz — ab dem Kalenderjahr 1994 anwendbar sein. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Bemü-
hungen, Härten bei der Besteuerung von Grenz-
pendlern und anderen beschränkt steuerpflichti-
gen Personen abzubauen. 

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Neuregelungen 
führen jedoch zu einer erheblichen Verkomplizie-
rung des Steuerrechts. 

Dies gilt insbesondere für die nunmehr auch bei der 
Besteuerung von beschränkt steuerpflichtigen Per-
sonen zu erfassenden Auslandseinkünfte. Dies 
bewirkt neben Problemen bei der Sachverhalts-
ermittlung, die sich u. U. auch auf Einkünfte aus 
Drittstaaten erstrecken muß, auch Probleme, die 
sich aus der Verpflichtung ergeben, diese Ein-
künfte nach inländischem Steuerrecht zu ermit-
teln. 

Die Bundesregierung wird gebeten, den Gesetz-
entwurf unter diesem Gesichtspunkt erneut zu 
prüfen und Vorschläge zu entwerfen, die auch den 
Aspekt der verwaltungsmäßigen Umsetzbarkeit 
der Neuregelungen berücksichtigen. 

Begründung 

Die Neuregelung verknüpft Merkmale der unbe-
schränkten Steuerpflicht (sog. Welteinkommens-
prinzip) mit Merkmalen der bisherigen beschränk-
ten Steuerpflicht (Objektsteuercharakter, Abgel-
tungswirkung des Steuerabzugs, keine Einbezie-
hung von Auslandseinkünften). 

Für die in Artikel 1 Nr. 4 des Gesetzentwurfs (§ 50 
Abs. 4 EStG-E) vorgesehenen Vergünstigungen für 
einen bestimmten Kreis von beschränkt steuer-
pflichtigen Personen ist es u. a. erforderlich zu 
prüfen, ob die insgesamt erzielten Einkünfte zu 
mindestens 90 % der inländischen Besteuerung 
unterliegen. Dazu müssen die gesamten Einkünfte 
des Steuerpflichtigen, also auch die im Wohnsitz-
staat und in Drittstaaten erzielten Einkünfte, ermit-
telt werden. Die Ermittlung dieser Einkünfte muß 
nach deutschem Steuerrecht erfolgen. 

Dies bedeutet gegenüber der bisherigen Besteue-
rung von beschränkt Steuerpflichtigen, bei der  die 
im Ausland erzielten Einkünfte ohne Bedeutung 
waren, einen erheblich größeren Ermittlungsauf-
wand. Diese Ermittlung muß ggf. bereits im Lohn-
steuerermäßigungsverfahren erfolgen (§ 39 d 
Abs. 2 Nr. 2 EStG-E). 

Liegen die Voraussetzungen des § 50 Abs. 4 
EStG-E vor, sind einerseits bestimmte Entlastun-
gen (z. B. Abzug von Unterhaltsaufwendungen für 
den im Ausland lebenden Ehegatten) zu gewähren, 
andererseits sind die im Ausland erzielten Ein-
künfte im Wege des Progressionsvorbehalts zu 

erfassen. Dieser Progressionsvorbehalt unterschei-
det sich von dem für unbeschränkt Steuerpflichtige 
geltenden dadurch, daß ein nega tiver Progres-
sionsvorbehalt ausgeschlossen ist (§ 32b Abs. 1 
Nr. 2 EStG-E). Bisher war bei der Besteuerung von 
beschränkt Steuerpflichtigen ein Progressionsvor-
behalt nicht vorgesehen. 

Darüber hinaus ist bei der Veranlagung eines unter 
§ 50 Abs. 4 EStG-E fallenden Steuerpflichtigen zu 
beachten, daß Einkünfte, die zwar im Inl and erzielt 
wurden, aber nach einem Doppelbesteuerungsab-
kommen nur eingeschränkt besteuert werden dür-
fen (z. B. begrenzter Kapitalertragsteuerabzug), 
nicht bei der Veranlagung angesetzt werden (da-
mit entfällt auch die Anrechnung der Steuerab-
zugsbeträge — KapESt, KSt), jedoch im Wege des 
Progressionsvorbehalts erfaßt werden (§ 50 Abs. 5 
Nr. 3 Satz 2 EStG-E). 

Für Fälle, in denen infolge Verlegung des Wohn-
sitzes ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Kalen-
derjahrs sowohl unbeschränkt als auch beschränkt 
steuerpflichtig ist, wird in § 50 Abs. 4 Satz 8 EStG-E 
festgelegt, daß er für das gesamte Kalenderjahr als 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig gilt. 

Dies hat zur Folge, daß auch für den Zeitraum, in 
dem der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz im Aus-
land hat, sämtliche Auslandseinkünfte, also nicht 
nur die aus seinem Wohnsitzstaat, nach deutschem 
Steuerrecht zu ermitteln sind, weil sie für Zwecke 
des Progressionsvorbehalts angesetzt werden müs-
sen. 

2. Der Bundesrat bittet, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, 

1. wie sich die Grenzgängerproblematik im Ver-
hältnis zu den osteuropäischen Nachbarstaaten 
darstellt, 

2. ob in der Grenzgängerproblematik größere 
Unterschiede zwischen den osteuropäischen 
und den westeuropäischen Nachbarstaaten 
bestehen, 

3. ob für den Fall , daß größere Unterschiede beste-
hen, an  der umfassenden Neuordnung der 
Grenzgängerbesteuerung i. S. des Gesetzent-
wurfs festgehalten wird. 

Begründung 

Der dem Gesetzentwurf zugrunde gelegte Bericht 
des Bundesministers der Finanzen vom 13. Februar 
1990 über die Behandlung der verschiedenen 
Gruppen von Grenzgängern und anderen Grenz-
landbewohnern bei der Einkommensteuer/Lohn-

steuer (Grenzgängerbericht) behandelt — der 



Drucksache 12/6476 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

damaligen Rechtslage entsprechend — im wesent-
lichen die Grenzgängerproblematik im Verhältnis 
zu den westeuropäischen Nachbarstaaten. 

Seitdem haben sich die politischen Verhältnisse 
grundlegend geändert. 

Aus heutiger Sicht ist daher der Grenzgängerbe-
richt 1990 als Entscheidungsgrundlage für ein 
umfassendes Grenzpendlergesetz unvollständig. 
Jegliche Ausführungen zur Grenzgängerproble-
matik Deutschland — Polen bzw. Deutschland — 
Tschechische Republik (als Nachfolgestaat der 
CSFR) fehlen. 

Es steht zu befürchten, daß die Zahl der unter die 
Grenzpendlerregelungen fa llenden beschränkt 
Steuerpflichtigen weit höher ist als bisher (ca. 
30 000 Einpendler ohne Polen, CR) angenommen. 
So können auch Werkvertragsarbeitnehmer auf-
grund bilateraler Regierungsabkommen, z. B. mit 
Polen, CR, Rumänien (Stand März 1993: rd. 86 000 
Personen, davon 66 000 im Baugewerbe) oder 
Saisonarbeitnehmer aus osteuropäischen Staaten 
(in 1992 rd. 212 000) unter die Grenzpendlerrege-
lungen fallen. Hier sind zusätzliche Haushaltsrisi-
ken (Steuermindereinnahmen) angesiedelt, die 
z. Z. (s. o.) nicht quantifiziert werden können. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob der Sonderfreibetrag nach 
§ 50 Abs. 3 Satz 1 EStG in Höhe von 864 DM noch 
gerechtfertigt ist. 

Begründung 

Der Sonderfreibetrag hat wegen der allgemeinen 
Tarifsenkung im Steuerreformgesetz 1990 seine 
Bedeutung verloren. Seine Abschaffung dient der 
Steuerbereinigung und Steuervereinfachung. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob die Sonderform der 
beschränkten Steuerpflicht nach § 50 Abs. 4 EStG 
generell von einer absoluten Einkunftsgrenze 
abhängig gemacht werden sollte. 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf sollen beschränkt 
Steuerpflichtige weitgehend wie unbeschränkt 
Steuerpflichtige entlastet werden, 

— deren Summe der Einkünfte im Kalenderjahr 
mindestens zu 90 v. H. der deutschen Einkom-
mensteuer unterliegt 

oder 

— deren nicht der deutschen Einkommensteuer 
unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 12 000 
DM betragen. 

Der Gesetzentwurf unterstellt mit der zweiten 
Alternative, daß ausländische Einkünfte von mehr 
als 12 000 DM zu einer personen- und familienbe-
zogenen Entlastung im Wohnsitzstaat führen. 

Bei Beibehaltung der relativen Grenze (erste Alter-
native) ergäbe sich bei hohen Einkünften eine 
Entlastung sowohl im Wohnsitzstaat als auch in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Beispiel: Einkünfte insgesamt 200 000 DM, davon 
20 000 DM (10 v. H.) im Wohnsitzstaat. 

Die rela tive Grenze sollte daher zugunsten einer 
absoluten Grenze entfallen. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren zu prüfen, ob in den Fällen des § 50 
Abs. 4 EStG in der Entwurfsfassung die Anrech-
nung von Steuerabzugsbeträgen gewährt werden 
kann. 

Begründung 

Nach § 50 Abs. 5 Satz 3 letzter Satz EStG werden im 
Inland erzielte Einkünfte, die aber nach einem 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) nur be-
schränkt besteuert werden dürfen (s. § 50 Abs. 4 
Satz 4 EStG), nur im Wege des Progressionsvorbe-
halts berücksichtigt. Damit ist den beschränkt 
Steuerpflichtigen, die unter die Regelung des § 50 
Abs. 4 EStG fallen, die Anrechnung von Kapital-
ertrag- und Körperschaftsteuerbeträgen regelmä-
ßig verwehrt, wenn mit ihrem Wohnsitzstaat ein 
DBA besteht. Damit geht in diesen Fällen die 
Gewährung des Sparerfreibetrags ins Leere. Die-
ses Ergebnis steht im Widerspruch zu der mit dem 
Gesetzentwurf verbundenen Zielsetzung, eine 
Annäherung der Besteuerung von unbeschränkt 
und beschränkt Steuerpflichtigen zumindest teil-
weise zu erreichen. 

Im übrigen ergeben sich Nachteile für Steuer-
pflichtige aus Staaten, mit denen ein DBA besteht, 
gegenüber den Steuerpflichtigen, die aus Nicht-
DBA-Staaten stammen, da bei letzteren die Ein-
künfte aus Kapitalvermögen in die Veranlagung 
nach § 50 Abs. 4 i. V. m. Abs. 5 EStG einbezogen 
und die Steuerabzugsbeträge angerechnet wer-
den. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung begrüßt die grundsätzliche 
Unterstützung des Gesetzgebungsvorhabens durch 
den Bundesrat. Sie ist bereit, jede Einzelregelung 
nochmals unter dem Gesichtspunkt der Vereinfa-
chung zu überprüfen, und würde auch Vorschläge zur 
Vereinfachung von seiten der Länder begrüßen. 

Der Gesetzentwurf führt zwar zu einer zusätzlichen 
Belastung der Finanzverwaltung, vor allem durch die 
Anwendung der für unbeschränkt Steuerpflichtige 
geltenden Regelungen des Einkommensteuergeset-
zes auf einen Personenkreis, der im Inland weder 
Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt hat. Diese 
Verwaltungserschwernis ist dem Gesetzesvorhaben, 
mit dem die Bundesregierung einer Bitte des Deut-
schen Bundestages nachkommt, aber immanent und 
daher unvermeidbar. 

Nicht zu vermeiden ist insbesondere die Ermittlung 
der ausländischen Einkünfte des Steuerpflichtigen, 
weil nicht alle beschränkt Steuerpflichtigen begün-
stigt werden sollen, sondern nur diejenigen, die ihr 
Einkommen nahezu ausschließlich im Inland erzielen. 
Es ist grundsätzlich Aufgabe des Wohnsitzstaates, 
personen- und familienbezogene Abzüge einzuräu-
men. Ansonsten würden auch Personen steuerlich 
entlastet, die schon in ihrem Heimatstaat familienge-
recht besteuert werden. Die Ermittlung dieser Ein-
künfte nach deutschem Steuerrecht entspricht der 
Regelung des Ausführungsgesetzes Grenzgänger 
Niederlande wie auch der für unbeschränkt Steuer-
pflichtige geltenden Regelung für die Ermittlung 
ausländischer Einkünfte bei Anwendung des Progres-
sionsvorbehalts; da die so ermittelten Einkünfte 
unverändert für die Anwendung des Progressionsvor-
behalts verwendet werden können, ist die Ermittlung 
nach deutschem Steuerrecht auch verwaltungsökono-
mischer als nach ausländischem Steuerrecht. 

Bei der Anwendung des Progressionsvorbehalts st and 
für die Bundesregierung die Überlegung im Vorder-
grund, daß Grenzpendler nicht systembedingt steuer-
lich bessergestellt werden sollen als unbeschränkt 
Steuerpflichtige, zumal die ausländischen Einkünfte 
für die Anwendung der 90 v. H.-Grenze ohnehin 
ermittelt werden müssen. Auch bei unbeschränkt 
Steuerpflichtigen werden ausländische Einkünfte, 
soweit sie nicht besteuert werden dürfen, dem Pro-
gressionsvorbehalt unterworfen. Der Ausschluß des 
negativen Progressionsvorbehalts geht auf einen 
Wunsch der Lander zurück. 

Durch die Regelung des § 50 Abs. 4 Satz 8 EStG des 
Gesetzentwurfs (EStG-E), wonach bei einem Wechsel 
zwischen unbeschränkter und beschränkter Steuer-
pflicht während des Kalenderjahrs der Steuerpflich-
tige für das gesamte Kalenderjahr als unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig gilt, wird eine doppelte 

Inanspruchnahme von Steuervergünstigungen ver-
hindert. Solange im Einkommensteuerrecht der 
Grundsatz gilt, daß auch in den Fällen, in denen die 
unbeschränkte Steuerpflicht nicht während des 
gesamten Kalenderjahres besteht, alle Freibeträge 
ungekürzt und auch die Jahressteuertabelle anzu-
wenden sind, besteht keine andere Lösungsmöglich-
keit. 

Zu Nummer 2 (Grenzgängerproblematik im 
Verhältnis zu osteuropäischen 
Nachbarstaaten) 

Die Bundesregierung wird der Bitte des Bundesrates 
nachkommen und die Berechnung der Steuerminder-
einnahmen gezielt im Hinblick auf die Entwicklung 
an der deutsch-polnischen und deutsch-tschechi-
schen Grenze überprüfen. 

Dabei wird aber zu berücksichtigen sein, daß auch 
dann, wenn die Zahl der Einpendler aus Polen und der 
Tschechischen Republik dauerhaft hoch sein wird, die 
Besteuerung der Grenzpendler, die — fast — ihr 
gesamtes Einkommen im Inland erzielen, neu zu 
regeln ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs hat dieser Personenkreis einen verfassungs-
mäßigen Anspruch auf Berücksichtigung seiner per-
sönlichen Verhältnisse bei der Steuerfestsetzung. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b — § 50 
Abs. 3 Satz 1 EStG) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung 
entsprechen. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c — § 50 
Abs. 4 EStG) 

Die Prüfung des Vorschlags hat ergeben, daß er nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht übernommen 
werden sollte. 

Nach der Konzeption des Gesetzentwurfs sollen sol-
che beschränkt Steuerpflichtigen entlastet werden, 
die zumindest fast ihr gesamtes Einkommen im Inland 
erzielen; ausländische Einkünfte bis 10 v. H. der 
gesamten Einkünfte oder — fa lls diese relative Grenze 
überschritten wird — bis zu 12 000 DM sind unschäd-
lich. Die relative Grenze von 90 v. H. entspricht dem 
Gesetzesziel; bei der absoluten Grenze von 12 000 
DM handelt es sich um eine die relative Grenze 
ergänzende Härteregelung für niedrige Einkommen. 
Die Abgrenzung des begünstigten Personenkreises 
mittels einer relativen Grenze haben nicht nur der 
Gesetzgeber des Ausführungsgesetzes Grenzgänger 
Niederlande, sondern auch die Rechtsprechung des 
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Bundesfinanzhofs für den systema tisch richtigen 
Ansatzpunkt gehalten; die gleiche Auffassung haben 
auch die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union anläßlich der derzeit laufenden Abstimmungs-
gespräche über Eckwerte für die einzelstaatlichen 
Grenzpendlerregelungen vertreten. 

Der Einführung einer einheitlichen absoluten Grenze 
anstelle der relativen Grenze würde eine andere 
Konzeption zugrunde liegen; der absolute Be trag 
müßte sich zumindest messen lassen an dem Be trag, 
der dem Steuerpflichtigen zur Bestreitung seines 
Lebensunterhalts und des Lebensunterhalts seiner 
Familie steuerfrei zu belassen ist. Eine einheitliche 
absolute Grenze führte zu willkürlichen Ergebnissen, 
da die Höhe des steuerfrei zu belassenden Be trags 
insbesondere vom Personenstand und der Kinderzahl 
des Steuerpflichtigen abhängt; differenzierte absolute 
Grenzen sind aber schon wegen der erheblichen 
Komplizierung abzulehnen. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d — § 50 
Abs. 5 EStG) 

Die Prüfung des Vorschlags hat ergeben, daß er nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht übernommen 
werden sollte, da er zu einem Systembruch und zu 
einer Komplizierung der gesetzlichen Regelung füh-
ren würde. Die Anrechnung von Steuerabzugsbeträ-
gen setzt die Einbeziehung der entsprechenden Ein-
künfte in die Veranlagung voraus. Da nach den 
Bestimmungen der jeweiligen Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung (DBA), die den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes vorgehen, 
der deutsche Fiskus für diese Einkünfte nur ein der 
Höhe nach beschränktes Besteuerungsrecht hat, 
müßte durch zusätzliche Regelungen sichergestellt 
werden, daß die bei der Veranlagung auf diese 
Einkünfte entfallende Steuer nicht höher ist, als nach 
dem jeweiligen DBA zulässig. 

Nach dem Regierungsentwurf werden Einkünfte, die 
nach einem DBA nur der Höhe nach beschränkt 
besteuert  werden dürfen, bei der Anwendung der 
90 v. H.-Grenze (§ 50 Abs. 4 EStG-E) und bei der 

Veranlagung (§ 50 Abs. 5 EStG-E) gleichermaßen als 
nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegend 
behandelt, so daß die bei der Anwendung der 90 v. H.-
Grenze ermittelten Beträge unverändert für den Pro-
gressionsvorbehalt im Rahmen der Veranlagung 
übernommen werden können. Bei Übernahme des 
Vorschlags des Bundesrates müßten bei Anwendung 
des § 50 Abs. 5 EStG-E aus den Einkünften, die nach 
§ 50 Abs. 4 EStG-E nicht der deutschen Einkommen-
steuer unterliegen, die Einkünfte ermittelt werden, 
die nach einem DBA nur der Höhe nach beschränkt 
besteuert werden dürfen, urn sie bei der Veranlagung 
als der deutschen Einkommensteuer unterliegend zu 
behandeln. In der Praxis kämen hierfür Einkünfte aus 
Dividenden, Zinsen und ggf. Lizenzen in Be tracht 
(Artikel 10-12 des OECD-Musterabkommens). In 
einem weiteren Schritt wäre zu prüfen, ob die bei der 
Veranlagung auf diese Einkünfte entfallende Steuer 
die nach dem jeweiligen DBA zulässige Steuer über-
schreitet; ggf. wäre sie zu kappen. 

Die mit dem Vorschlag beabsichtigte Anwendung des 
Sparer-Freibe trags für beschränkt Steuerpflichtige 
i. S. des § 50 Abs. 4 EStG-E würde auch nicht zu einer 
Gleichbehandlung mit unbeschränkt Steuerpflichti-
gen führen. Während bei unbeschränkt Steuerpflich-
tigen alle Einkünfte aus Kapitalvermögen steuer-
pflichtig sind, unterliegen bei beschränkt Steuer-
pflichtigen Einkünfte aus sonstigen Kapitalforderun-
gen jeder Art (§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG) grundsätzlich 
nicht der deutschen Einkommensteuer (vgl. § 49 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc EStG). 
Die zusätzliche Gewährung des Sparer-Freibetrags 
auf die übrigen Kapitaleinkünfte würde zu einer 
Besserstellung beschränkt Steuerpflichtiger i. S. des 
§ 50 Abs. 4 EStG-E gegenüber unbeschränkt Steuer-
pflichtigen führen. 

Preisauswirkungen 

Soweit Vorschläge des Bundesrates übernommen 
werden, handelt es sich lediglich um Prüfvorschläge, 
die zunächst keine preisliche Auswirkung haben. 






